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Wissenschaft und Politik spre-
chen in dieser Zeit wie selbst-
verständlich vom Europäischen
Sozialmodell. Diese Selbstver-
ständlichkeit muss überraschen.
Schließlich bemüht man sich bis
heute, dieses Modell näher zu be-

stimmen. Worin besteht das spe-
zifisch Europäische? Und worin
das Soziale, das Europäer von
den Nichteuropäern unterschei-
den soll? Diese Fragen zu beant-
worten, ist heute noch schwieri-
ger geworden als Mitte der
1980er Jahre. Damals hatte der
Präsident der Europäischen Kom-
mission, Jacques Delors, die Idee
eines Europäischen Sozialmo-
dells in die Debatte geworfen.
Die politisch-normative Vision,
die er damit popularisieren woll-
te, konnte noch an real existieren-
den Merkmalen der Wohlfahrts-
staaten der Europäischen Union
(EU) anknüpfen und sich als Ge-
genentwurf zum US-amerikani-
schen Sozialmodell darstellen.
Die Identifikation solcher Merk-
male und die dichte Beschreibung

der Umstände, die diese hervor-
brachten, bildet einen Schwer-
punkt der Arbeiten des Graduier-
tenkollegs an der Georg-August-
Universität Göttingen »Die Zu-
kunft des Europäischen Sozial-
modells«.

Wer heute vom Sozialen Euro-
pa spricht, hat bereits ein neues
Modell im Visier, dessen Kontu-
ren sich andeuten. Inzwischen
haben die Mitgliedstaaten ge-
meinsame sozialpolitische Ziele
vereinbart und sich auf deren
Erfüllung durch wechselseitiges
Politiklernen verpflichtet. Damit
zeichnet sich zum ersten Mal in
der Geschichte der Europäischen
Union auf der supranationalen
Ebene ein kohärentes soziales
Projekt ab. Der Weg zu dieser
Zielerfüllung und die Ziele selbst,
sind sie erst einmal verwirklicht,
werden aber das Soziale Europa
möglicherweise weniger »spezi-
fisch europäisch« denn amerika-
nisch werden lassen. Europäisie-
rung als Amerikanisierung des
Sozialen? War nicht schon der

Prozess der europäischen Integra-
tion von einem wirtschaftslibera-
len Projekt der fortschreitenden
Marktbefreiung getrieben, die So-
zialpolitik nur da zuließ, wo sie
die Marktfähigkeit – Freizügigkeit
und gleiche Beschäftigungsfähig-
keit aller EU-Bürger einschließ-
lich der Bürgerinnen – förderte? 

Waren, Kapital, Dienstleistun-
gen und Personen – EU-Bürger,
Frauen wie Männer sollten mobil
sein, sich so ungehindert wie
möglich im EU-Raum bewegen
und dort Einsatz und Gewinn-
chance finden können. Aus die-
sem Grund wurde die europä-
ische Integration zum wichtigsten
Motor der Angleichung der Ar-
beitnehmerrechte, von der vor al-
lem Wanderarbeitnehmer und
beschäftigte Frauen profitierten.
Sie sollten vergleichbare Erwerbs-
chancen im EU-Arbeitsmarkt vor-
finden. Zur Gleichheit der Chan-
cen gehörte auch die in den sozi-
alen Sicherungssystemen. Jede
Ungleichbehandlung von Ar-
beitssuchenden und Beschäftig-
ten wurde nun begründungsbe-
dürftig. Die Politik der Marktbe-
freiung und -öffnung erstreckt
sich seit den 1990er Jahren auch
auf die Familie. Das überrascht,
da hier das Subsidaritätsgebot be-
troffen ist. Solche Einmischungen
müssen daher einen Marktbezug
haben. Tatsächlich lässt sich die
Rahmenrichtlinie der EU, die 
den Mitgliedstaaten Mindestre-
gelungen zum Elternurlaub vor-
schreibt, noch als »marktöff-
nend« oder – wie es in der EU-
Fachsprache heißt – als eine Maß-
nahme der »negativen« (marktbe-
freienden) Integration beschrei-
ben, so ein Ergebnis meiner Ar-
beiten. Schließlich soll die besse-
re Vereinbarkeit von Familie und
Beruf die Beschäftigungsfähigkeit
und die Arbeitsmarktbeteiligung
von Müttern erhöhen. Die Emp-
fehlungen der EU zur Kinderbe-
treuung sind ebenfalls marktbe-
zogen: Die frühkindliche außer-
häusliche Erziehung fördert das
kindliche Humankapital, das die

Europäisierung als 
Amerikanisierung des 
Sozialen?

Vom alten zum neuen Europäischen Sozialmodell 

Ilona Ostner



Fotos: Alexander Golant



Universität Göttingen50

EUROPA – ALTE UND NEUE WELTEN

Arbeitswelt benötigt, zugleich er-
möglicht sie Müttern, erwerbstä-
tig zu sein. 

Auf den ersten Blick war das
Europäische Sozialmodell, als es
zum ersten Mal ins Spiel gebracht
wurde, nicht viel mehr als die
normative Vision einer EU-Elite
für das zusammenwachsende Eu-
ropa: mit ihr sollten sich die EU-
Europäer identifizieren. Auch
wenn die damalige britische Pre-
mierministerin Margaret Thatcher
mit dieser Vision eines sozialpoli-
tisch regulierten europäischen
Kapitalismus prompt die sozialis-
tische Gefahr verband, die ihrer
Meinung nach von der europä-

ischen Integration ausging: Der
Vision entsprach in Wirklichkeit
keine kohärente supranationale
Politik, die sich eines Tages in ei-
nem in sich geschlossenen Euro-
päischen Sozialmodell – einem
Europäischen Wohlfahrtskapita-
lismus – hätte kristallisieren kön-
nen. Die supranationale Ebene
der Europäischen Union verfügt
bis heute, auch das belegen die
Arbeiten des Kollegs deutlich,
weder über die Kompetenzen
noch über die Ressourcen, solch
ein spezifisches Sozialmodell für
die europäische Gesellschaft zu
gestalten. Wenn überhaupt, dann
konnte diese Vision auf nationale
Überzeugungen und Praktiken
sowie auf geteilte geschichtliche
Erfahrungen verweisen und auf-
bauen. 

Dennoch vervielfältigte sich
die Zahl der Reden und Schriften

zum Europäischen Sozialmodell.
Politiker und nicht-europäische
Wissenschaftler verwendeten es
bevorzugt als Kontrastfolie zum
US-amerikanischen Sozialmo-
dell. Sie erklärten die Ursachen
von Beschäftigungswachstum
und Arbeitslosigkeit, indem sie
zwischen einem nordamerikani-
schen und einem europäischen
Sozialleistungs-»Paket« unter-
schieden. Ersteres bestand aus
niedrigen Löhnen, einem eher
mageren System sozialer Siche-
rung sowie aus wenig regulierten
Beschäftigungsverhältnissen, die
Entlassungen und Einstellungen
erleichterten und die Mobilität

der Arbeitssuchenden erhöhten.
Das zweite, das europäische »Pa-
ket« enthielt die jeweils kontras-
tierenden Elemente. Das nord-
amerikanische »package« zeich-
nete sich in seiner Wirkung durch
Beschäftigungswachstum bei stei-
gender Einkommensungleichheit
und auch Armut aus, das europä-
ische insbesondere durch eine
hohe Langzeit-Arbeitslosigkeit
und stagnierende Beschäftigung
bei relativer Lohngleichheit in ei-
nem durch gewerkschaftliche Po-
litik überregulierten Arbeitsmarkt.   

Trotz solcher Anwendungen
blieb das Konzept des Europä-
ischen Sozialmodells von Anfang
an diffus. Zu vielfältig waren die
nationalen Gesellschaften Euro-
pas, zu unterschiedlich ihre So-
zialmodelle. Jede nähere Bestim-
mung der Elemente des Europä-
ischen Sozialmodells hatte und

hat daher bald mit der Schwierig-
keit der vielen Abweichungen zu
kämpfen. Das spiegelt sich auch
in den Arbeiten des Kollegs.
Nicht alle Mitgliedsländer der EU
setzten gleichermaßen auf das,
was lange Zeit als typisch euro-
päisch gegolten hatte – auf Ko-
operation und Konsens oder auf
eine Solidarität, die der Subsidia-
rität vorausging und den sozialen
Ausgleich für beide, Erwerbstäti-
ge und Nichterwerbstätige, zur
Regel machte. Niedriglöhne, gro-
ße Einkommensdisparitäten und
Armut waren kein US-amerikani-
sches Phänomen, wie umgekehrt
die USA durchaus Einkommen
zugunsten von Schwächeren um-
verteilen. So ist die amerikani-
sche Sozialversicherung für Rent-
ner (noch) sehr viel solidarischer
(umverteilender) als die deutsche.
Problematisch am Konzept des
Europäischen Sozialmodells er-
schien auch die geographische
Beschränkung. Kanada, Aus-
tralien oder Neuseeland sind
schließlich Verwandte. Sie teilen
das eine oder andere Element 
des Europäischen Sozialmodells.
Dies gilt auch für Lateinamerika.
Die jüngeren Industrieländer
Ostasiens haben zentrale Ele-
mente des europäischen, nicht –
beziehungsweise nicht nur – des
US-amerikanischen Sozialmo-
dells übernommen. 

Empirisch ließen sich allein
innerhalb des Europas der EU-
Staaten wenigstens vier Sozial-
modelle unterscheiden. Mit der
Osterweiterung dürften weitere
Modelle hinzugekommen sein,
was das Projekt eines integrierten
Sozialen Europas, das über Min-
deststandards hinausgeht, er-
schweren wird. Und jedes dieser
Sozialmodelle war und ist spätes-
tens seit Beginn der 1990er Jahre
einem wachsenden Verände-
rungsdruck ausgesetzt. Die Rede
vom Europäischen Sozialmodell
zielte daher auf einen beweg-
lichen Punkt, der im Dunkeln lag
und anscheinend nur durch den
Vergleich mit den USA oder als
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normatives Konstrukt an Kontu-
ren gewann. 

Zur Skepsis gegenüber der Re-
de vom spezifisch Europäischen
Sozialmodell trug auch bei, dass
Europa zwar die Wiege vieler so-
zialer Ideen war, die bald um die
Welt gingen; dass sich aber im
20. Jahrhundert die Richtung des
Ideenflusses – der »westward
transatlantic flow of policy ideas«
– umdrehte: die Ideen wanderten
nun von West (USA) nach Ost
(Europa). Typische Beispiele für
die Übernahme »westlicher«
(hier: US-amerikanischer) Ideen
und in der Folge institutioneller
Innovationen waren die Auswei-
tung der Bildungschancen und
die Etablierung von Gesamtschu-
len, ferner Programme zur Durch-

setzung der Chancengleichheit,
wie sie dann von der EU-europä-
ischen Ebene mit zeitlicher Ver-
zögerung – inzwischen aber kon-
sequent – durch Richtlinien be-
stimmt und von den Mitgliedslän-
dern umgesetzt werden. Noch
durchschlagender dürfte der Ein-

fluss amerikanischer ökonomi-
scher Ideen gewesen sein. Sie ha-
ben ihre Spuren nicht nur in der
Finanz- und Wirtschaftspolitik,
sondern auch in der Sozialpolitik
hinterlassen. Die USA haben
schon seit längerem Sozialleis-
tungen an Beschäftigungsbereit-

(red.) Im Jahr 1997 wurde das von
der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) getragene sozi-
alwissenschaftliche Graduierten-
kolleg »Die Zukunft des Europäi-
schen Sozialmodells« an der Uni-
versität Göttingen eingerichtet.
Das komparatistisch ausgerichtete
Kolleg verknüpft die Fachrichtun-
gen Sozialpolitik, Politikwissen-
schaften, Soziologie, Wirtschafts-
wissenschaften, Mittlere und Neu-
ere Geschichte sowie Rechtswis-
senschaften. Zur Zeit arbeiten 26
Nachwuchswissenschaftler und 
-wissenschaftlerinnen sowie vier
assoziierte Forscherinnen und
Forscher an ihren Promotions-
und Habilitationsprojekten. Sie
werden dabei von 13 Professoren
der Universität unterstützt. Das
Graduiertenkolleg »Die Zukunft
des Europäischen Sozialmodells«
ist eines von nur zehn Kollegs, die
bundesweit in den Sozialwissen-
schaften von der DFG gefördert

werden. Sprecherin des Kollegs ist
die Professorin für Sozialpolitik,
Dr. Ilona Ostner. 

Den Ausgangspunkt von For-
schung und Lehre des Kollegs bil-
det die Annahme eines historisch
gewachsenen, bei aller Vielfalt
aber näher zu kennzeichnen-
den Europäischen Sozialmodells.
Jacques Delors, Präsident der Eu-
ropäischen Kommission von 1985
bis 1995, prägte Mitte der 1980er
Jahre den Begriff des Europä-
ischen Sozialmodells, um im
schwierigen europäischen Inte-
grationsprozess ein Konzept ins
Spiel zu bringen, mit dem sich die
EU-Europäer über alle Unter-
schiede hinweg identifizieren
konnten. Wenn heute vom Euro-
päischen Sozialmodell die Rede
ist, wird damit ein neues Modell
anvisiert: Im Mittelpunkt der Kol-
legsarbeit steht deshalb vor allem
die Frage, wie »altes« und »neu-
es« Sozialmodell ineinander grei-

fen. Drei Leitfragen bestimmen
dabei den interdisziplinären, hi-
storischen und ländervergleichen-
den Ansatz: 1. Wie kann das »al-
te« Europäische Sozialmodell in
seinen Varianten in seiner Entste-
hung und Durchsetzung charakte-
risiert und erklärt werden? 2. Wel-
che allgemeinen und länderspezi-
fischen Herausforderungen an das
»alte« Europäische Sozialmodell
lassen sich beschreiben? 3. Wel-
cher Umbau und welche Anpas-
sungsprozesse der Institutionen
des »alten« Europäischen Sozial-
modells können beobachtet wer-
den? Welche Ideen und Interes-
sen tragen diesen Umbau? Und
schließlich: Lassen sich Gewinner
und Verlierer des Umbaus identi-
fizieren? Damit konzentriert sich
die Forschung des Kollegs auf Pro-
bleme des Wandels von Institutio-
nen, dessen Bestimmungsfaktoren
und Ergebnisse.

Sozialwissenschaftliches Graduiertenkolleg
»Die Zukunft des Europäischen Sozialmodells«



Universität Göttingen52

EUROPA – ALTE UND NEUE WELTEN

schaft gekoppelt: Nur wer er-
werbstätig und dennoch erwiese-
nermaßen bedürftig ist, erhält ei-
nen Zuschuss. 

Trotz solcher Einwände und
Relativierungen besaß die Rede
vom spezifisch Europäischen So-
zialmodell einen Wahrheitsge-
halt und historischen Kern. Der
Historiker Hartmut Kaelble iden-
tifizierte spezifische Gemeinsam-
keiten der europäischen Zivilisa-
tion, die vorhandene Unterschie-
de mehr als wettmachten und die
zusammengenommen für das So-
zialmodell und unsere Ausgangs-
überlegungen prägend wurden.
Europäische Gemeinsamkeiten
wären etwa die »europäische Fa-
milie«, gegründet auf dem eige-
nen, von der Herkunftsfamilie ge-
trennten Haushalt, gegründet
auch auf der Liebe zwischen den
Ehegatten und der Eltern zu den
Kindern. Beides förderte im Ver-
lauf das Modell des männlichen
Ernährers und der bestenfalls zu-
erwerbstätigen Ehefrau, das in der
einen oder anderen Form für die
Ausgestaltung der sozialen Siche-
rungssysteme Europas konstitutiv
wurde. Da war ferner der indus-
trieintensive Erwerb; er konnte in
Europa gedeihen, weil die sozia-
len Schichten sich voneinander
abgrenzen wollten und folglich
Güter zur Distinktion nachfrag-
ten; diese Nachfrage wurde
außerdem durch die erwähnte
Familienform gefördert. Gegen-
einander abgegrenzte soziale
Milieus und korrespondierende
Mentalitäten stellten ebenfalls
Elemente des Europäischen dar;
sie bildeten wichtige soziokultu-
relle Ressourcen der in Europa
sich frühzeitig entwickelnden
und ausweitenden Wohlfahrts-
staatlichkeit. Dazu kamen die be-
sondere Form der Urbanisierung,
deren Langsamkeit sowie das
Übergewicht der mittelgroßen
Städte, die die Integration und
den Zusammenhalt durch Selbst-
organisation und Selbstverwal-
tung förderte und die für die
Großstädte typischen Entfrem-

dungs- und Anomiephänomene
verhinderte. Subsidiarität im Sin-
ne von kollektiver Selbstorganisa-
tion und Selbstverwaltung wur-
den wiederum wichtige Merkma-
le des Europäischen Sozialmo-
dells. Schließlich war da auch die
Abneigung gegenüber dem Mas-
senkonsum und seinen Erschei-
nungen; sie hing gewiss mit dem
Bedürfnis nach Unterscheidung
und der Nachfrage nach entspre-
chenden Distinktionsgütern zu-
sammen. Auch aus diesem Grund
lehnte man lange Zeit einen auf
die Standardisierung von Produk-
tion und Gütern ausgerichteten
technischen Fortschritt, wie er
der Massenproduktion zugrunde
lag, ab. Wer – wie wir im Kolleg –
von einem spezifisch europä-
ischen Produktionsmodell spricht
und dieses als Teil eines weit ge-
fassten Sozialmodells begreift,
findet in solchen Besonderheiten
historische Ausgangspunkte. 

Weitere Elemente des spezi-
fisch Europäischen waren für das
alte Europäische Sozialmodell
grundlegend: die Furcht vor Auf-
ständen und Revolutionen; die
Praxis, das entstehende heteroge-
ne Gebilde durch soziale Wohlta-
ten zu integrieren, was oft durch
eine ausgebildete Bürokratie er-
leichtert wurde. So sollte die Bis-
marcksche Sozialgesetzgebung
die fragmentierten Interessen im
gerade gegründeten Kaiserreich
integrieren helfen und damit die
äußere Reichsgründung durch
die »innere« vervollständigen.
Auch der französische Solida-
rismus eines Leon Bourgeois
wollte in politisch instabiler Zeit –
man denke an den Aufstand der
Kommune – integrieren, in dem
er einen dritten Weg zwischen Li-
beralismus und Sozialismus be-
schritt. Immer ging es darum, mit
dem Markt auch die Menschen
sozial einzubetten. Die Kriege in
Europa bildeten einen weiteren
Katalysator für die Ausbildung ei-
nes Europäischen Sozialmodells.
Sie zogen meist soziale Kompen-
sationen für das Kriegsleid nach

sich. Die wirtschaftliche Ver-
flechtung und der politische wie
ökonomische Wettbewerb zwi-
schen den politischen Einheiten
in ein und derselben europäi-
schen Zivilisation gab der Durch-
setzung der Wohlfahrtsstaatlich-
keit weiteren Schwung. Man sah
in ihr einen Standortvorteil der
Mitbewerber. Schließlich spitzte
die Dominanz der Industrie und
der Industriearbeiterschaft, die so
nur in Europa existierte, den Klas-
senkonflikt zu, führte aber zu-
gleich zu seiner Mäßigung, in-
dem man Arbeitnehmern das
Recht auf vergleichbare Interes-
senvertretung einräumte. Die fol-
gende Aussöhnung der Lohnab-
hängigen mit der Gesellschafts-
ordnung entschärfte auch religiö-
se Spaltungen und förderte die
Säkularisierung, was wiederum
die Integration der Gesellschaft
erhöhte. 

Zusammengenommen erklären
diese Gemeinsamkeiten bereits
einen Großteil der Inklusions-
und Integrationskraft des Europä-
ischen Sozialmodells – allerdings
auch viele Ursachen seiner Krise.
Schließlich haben sich viele der
historischen Voraussetzungen des
Europäischen Sozialmodells auf-
gelöst. Andreas Aust, Sigrid Leit-
ner und Stephan Lessenich, Mitar-
beiter im Projekt zur Erforschung
der Zukunft des Europäischen So-
zialmodells, bezeichnen denn
auch das alte Sozialmodell als ei-
ne historische Gesellschaftsfor-
mation, in der sich gesellschaftli-
che Vielfalt und sozialer Aus-
gleich systematisch verknüpften.
Gerade die spezifische europäi-
sche Konfliktgeschichte führte
endlich als Antwort auf die politi-
schen und menschlichen Ka-
tastrophen von Krieg und Vernich-
tung zu Institutionen der Konflikt-
regulierung, Stabilisierung und
Entspannung. Das Projekt der eu-
ropäischen Integration kann gera-
dezu als solch eine Institutionali-
sierung der Konfliktregulierung
durch Förderung des Pluralismus
bezeichnet werden: Nationale



Georgia Augusta 3 | 2004 53

EXPANSION UND INTEGRATION

Besonderheiten – Diversitäten –
sollten nicht eingeebnet, sondern
in einem geregelten wirtschaft-
lichen Wettbewerb durch Formen
der Verhandlungsdemokratie und
durch die Anerkennung des Vor-
rangs der nationalen Akteure in
kulturellen Fragen zur Geltung
kommen können. Dieser Plura-
lismus fand seine Grenze nur in
Überzeugungen und Praktiken,
die die übergreifenden Ziele der
Integration gefährdeten. Auch die
Institutionalisierung des sozialen
Ausgleichs, das zweite Merkmal
der Europäischen Gesellschaft,
lässt sich historisch aus der Ein-
bettung des ökonomischen Wett-
bewerbs im Land und zwischen
den Ländern und bis heute als In-
klusionsangebot an die Bürger
und damit auch als eine Form der
Konfliktregulierung begreifen.
Beides zusammen – Vielfalt und
sozialer Ausgleich – machte die
Besonderheit der Europäischen
Gesellschaft aus. Aust, Leitner
und Lessenich haben diese Spezi-
fik schematisch dargestellt.

Beide Merkmale der Europäi-
schen Gesellschaft – Vielfalt und

sozialer Ausgleich – werden seit
den 1990er Jahren zwar nicht
grundsätzlich in Frage gestellt,
aber neu gedacht. Nimmt man
zur Beurteilung des Wandels das
abgebildete Schema zu Hilfe,
dann scheint sich – und das zei-
gen wiederum Arbeiten des Kol-
legs – zum einen national wie
supranational das Gewicht im-
mer stärker in Richtung auf Zen-
tralisierung zu verschieben.
Gleichzeitig wird die Logik des
sozialen Ausgleichs verändert:
keine Leistung ohne Vor- und

Gegenleistung. Selbst Sozialhilfe-
empfänger und chronisch Kranke
müssen nun zu jeder Leistung
»zuzahlen«. Ein Nehmen ohne
ein Geben darf es nicht mehr ge-
ben. Dabei hieße Solidarität in
alteuropäischer Tradition, dass im
Extremfall dem Nehmen keine

Rückgabe entspräche. Das Po-
chen auf strikte Reziprozität ver-
ändert die Bedeutung der Solida-
rität. Auch der Universalismus
löst sich auf und damit eine Wirk-
lichkeit, in der alle Menschen als
Bürger gleichermaßen auf irgend-
eine Weise in das soziale Siche-
rungssystem integriert waren und

vergleichbare (meist hohe) Leis-
tungen beziehen konnten. Die
Leistungsgewährung wird in ganz
EU-Europa punktueller, bedingter
und zielgruppenspezifischer. Wer
Sozialhilfe bezieht, der kommt –
so im ansonsten großzügigen
Schweden – nicht mehr in den
Genuss vieler anderer Sozialleis-
tungen, seien sie manchmal noch
so notwendig. Ähnliches gilt
schon für immer mehr Bezieher
von Altersrenten. 

EU-Europa wurde – wie oben
bereits gesagt – im Prozess der

fortschreitenden europäischen
Integration »amerikanischer«.
Dies gilt insbesondere für den Po-
litikprozess, die Formulierung
von politischen Vorgaben und de-
ren Durchsetzung. Europäisie-
rung und Amerikanisierung von
Form und Inhalt auch der Sozial-

politik scheinen Hand in Hand zu
gehen. Jacques Delors, der als ei-
ner der ersten Mitte der 1980er
Jahre die Vision eines Europäi-
schen Sozialmodells ins Spiel ge-
bracht hatte, rückte gegen Ende
seiner Amtszeit von dieser Vision
wieder ab: das Sozialmodell soll-
te nun nicht mehr spezifisch
europäisch, sondern besonders
nachhaltig sein. 

Nachhaltig sollten vor allem
die Bildungs-, die Beschäftigungs-
und die Alterssicherungspolitik
werden. Dafür wurden die EU-
Mitgliederländer auf ein Verfah-
ren – die Offene Methode der Ko-
ordinierung (OMK) – verpflichtet,
das ihnen helfen sollte, gemein-
same Zielvorgaben besser zu er-
reichen. Die OMK ist eine weiche
Strategie, weil ohne Sanktionen.
Ob diese Methode dazu beiträgt,
dass die EU-Länder sich annä-
hern werden, sich also zu einem
Sozialmodell fügen, oder – so die
verbreitete Vermutung – ob sie
hilft, dass sich nationale Eigen-
heiten durch die Art und Weise,
wie die vereinbarten Ziele in je-
weiligen Mitgliedsland erreicht
werden, reproduzieren, ist noch
offen und ein Gegenstand unserer
Analysen. Gemeinsam und fest-
gelegt ist allerdings das Ziel nach-

Strukturmerkmale der Europäischen Gesellschaft

Institutionalisierung ...

... der gesellschaftlichen Vielfalt durch ... des sozialen Ausgleichs durch
� Koordination � Universalismus
� Korporatismus � Marktregulierung
� Verhandlungsdemokratie � Umverteilung
� Subsidiarität � Solidarität
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haltiger Beschäftigung und damit
einhergehend der Investition in
Beschäftigungsfähigkeit. Die an-
visierte nachhaltige Alterssiche-
rung setzt diese Beschäftigungs-
fähigkeit voraus und baut auf ihr
auf. Gleiches gilt für bildungs-
und forschungspolitische Ziele.
Das spezifisch Europäische wür-
de demnach zukünftig weniger
im gemeinsamen Ziel – das ist
inzwischen übereuropäisch und
ursprünglich US-amerikanisch –
sondern in dessen Umsetzung
liegen. �
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Despite the fact that the 
European Social Model has

been increasingly advocated since
the late 1980s, few attempts have
so far been made to define its
nature and outline its origins. This
is surprising, because the mem-
ber states declared during the
European Summit in Lisbon in
2000 that »the European Social
Model, with its developed sys-
tems of social protection, must
underpin the transformation of
the knowledge society«. The
2002 Summit in Barcelona re-
peated this claim. Those who
used the concept at the outset
agreed that the European Social
Model was peculiar, hence ab-
sent in other parts of the world,
and that it never thrived in the

USA. Recent advocates of a Euro-
pean Social Model, however,
envision objectives and procedu-
res which no longer differ signifi-
cantly from US style politics and
policies. European integration
has been first and foremost a pro-
ject of market liberalisation and
integration. The social dimension
has traditionally served as a
means to these ends. As Delors
put it bluntly at the Conference
on the Future of European Social
Policy in 1994, »the economy
should bring progress to society,
not the other way around«. Euro-
peanization has so far narrowed
differences between the EU mem-
ber states and the USA. It may
further erode the »old«
European Social Model. 
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